
Öffentliche Bekanntmachung der förm-
lichen Beteiligung für das Änderungsver-
fahren 52 GE/BO nördlich Watermanns 
Weg zum Gemeinsamen Flächennut-
zungsplan (GFNP) der Planungsgemein-
schaft Städteregion Ruhr der Städte 
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 
 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in den 
Städten Gelsenkirchen und Bochum. 
 
Der Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss der Stadt 
Oberhausen hat am 07.11.2024 beschlossen:  
 
1.  die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbe-
zügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zur Kennt-
nis zu nehmen, 

 
2.  das Plangebiet der Änderung 52 GE/BO neu abzu-

grenzen. Dabei wird das Plangebiet nach Osten, 
Norden und Westen erweitert. Nach Norden zieht es 
sich bis zum nördlichen Rand des Wattenscheider 
Bachs, nach Westen entlang der stillgelegten Bahn-
trasse (RS 1) über die Ückendorfer Straße hinweg 
und nach Osten entlang der stillgelegten Bahntrasse 
(RS 1) bis einschließlich zur Parkstraße,  

 
3.  auf der Grundlage des gegenüber dem Vorentwurf 

überarbeiteten Planentwurfs die Veröffentlichung und 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf- 
fentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 sowie § 4 Abs. 2 
BauGB für das Änderungsverfahren 52 GE/BO nörd-
lich Watermanns Weg zum GFNP durchzuführen. 

Der Änderungsbereich 52 GE/BO erstreckt sich auf 
Flächen beiderseits der Stadtgrenze zwischen Bochum  
- Stadtteil Wattenscheid - und Gelsenkirchen - Stadtteil 
Ückendorf - und umfasst ca. 16,5 ha. Der Änderungs-
bereich wird im Wesentlichen begrenzt durch die Straße 
Watermanns Weg im Süden und den Wattenscheider 

Bach im Norden. Im Osten verläuft der Änderungsbe-
reich auf der Trasse des Radschnellwegs Ruhr 1 (RS 1) 
bis zur Parkstraße, im Westen verläuft er auf der Trasse 
des RS 1 auf einer Länge von ca. 75 m über die Ücken-
dorfer Straße hinweg. 
 
Wesentliches Ziel der Planung ist die Entwicklung eines 
neuen, urbanen Stadtquartiers im Bereich des ehemali-
gen Güterbahnhofs Gelsenkirchen-Wattenscheid. Durch 
die städtebauliche Entwicklung sollen u. a. attraktive 
Wohnbaupotenziale erschlossen und Ansiedlungsflä-
chen für Klein- und Kleinstgewerbe geschaffen werden, 
die durch ihre Lage am RS 1 eine einzigartige Adresse 
erhalten. Die Siedlungsentwicklung soll unter Berück-
sichtigung einer integrierten Freiraumentwicklung erfol-
gen. Der RS 1, der im Norden des Änderungsbereichs 
verläuft, soll die Funktion eines Grünkorridors mit quar-
tiersnahen Frei- und Retentionsflächen übernehmen. 
 
Der GFNP stellt das Gelände des ehemaligen Güter-
bahnhofs bisher nachrichtlich als „Flächen für Bahnan-
lagen“ dar. Um die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Entwicklung des neuen Stadtquartiers zu 
schaffen, ist die Änderung der Darstellung in „gemischte 
Baufläche“ erforderlich. Die südlich des ehemaligen 
Güterbahnhofs auf Bochumer Stadtgebiet gelegene Be-
bauung entlang des Watermanns Weges wird im GFNP 
als „gewerbliche Baufläche“ dargestellt. Diese Darstel-
lung entspricht nicht mehr den realen Gegebenheiten, da 
die vorhandene Bebauung durch eine Mischung von 
Wohn- und Gewerbenutzung gekennzeichnet ist. Daher 
wird im Rahmen der vorliegenden Planänderung die reale 
Nutzung planerisch nachvollzogen, indem in diesem Be-
reich die Darstellung ebenfalls in „gemischte Baufläche“ 
geändert wird. Zusätzlich werden bereits vorhandene 
Grün- und Freiflächen im nördlichen, westlichen und öst-
lichen Teil des Änderungsbereichs, die bisher im GFNP 
als „Flächen für Bahnanlagen“, „Wohnbauflächen“ sowie 
„gewerbliche Bauflächen“ dargestellt werden, entspre-
chend der realen Nutzung als „Grünflächen“ dargestellt. 
 

Gegenüber dem Vorentwurf der Pla-
nung ist der Änderungsbereich zum nun 
vorliegenden Entwurfsstand erweitert 
worden. Der Änderungsbereich zog sich 
zuvor im Norden bis zum nördlichen 
Rand der stillgelegten Bahntrasse, nach 
Westen verlief er bis zur Ückendorfer 
Straße und im Osten endete er an der 
Grenze des ehemaligen Güterbahnhofs. 
Die Erweiterung des Änderungsbe-
reichs ist aufgrund von eingegangenen 
Stellungnahmen im Rahmen der früh-
zeitigen Träger-, Behörden- und Öffent-
lichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
und § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
erfolgt und hat zum Ziel, die vorhande-
nen Freiflächen planerisch dauerhaft als 
solche zu sichern.  
 
Mit dem Feststellungsbeschluss des 
Regionalverbands Ruhr zum Regional-
plan Ruhr am 10. November 2023 ist 
der Regionale Flächennutzungsplan 
(RFNP) in einen Gemeinsamen Flä-
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chennutzungsplan (GFNP) übergeleitet worden. Das als 
RFNP-Änderung begonnene Verfahren wird nun als 
GFNP-Änderungsverfahren weitergeführt. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß § 3  
Abs. 2 BauGB. 
 
Die Öffentlichkeit kann innerhalb einer Frist von einem 
Monat Stellungnahmen zum veröffentlichten Änderungs-
entwurf abgeben. 
 
Im Rahmen des o. g. Änderungsverfahrens ist gemäß  
§ 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durchge-
führt und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Neben dem Planentwurf mit Begründung sind umwelt-
bezogene Informationen in Form des Umweltberichtes, 
von Gutachten, Fachbeiträgen sowie Stellungnahmen 
verfügbar. Darin sind umweltbezogene Informationen zu 
folgenden Themen enthalten und werden veröffentlicht: 
 
- Schutzgüter: Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Land-

schaft; Fläche; Boden; Wasser; Luft; Klima; Mensch, Ge-
sundheit, Bevölkerung; Kulturgüter und sonstige Sach-
güter, Kulturelles Erbe; Natura-2000-/FFH-Gebiete; 
Risiken durch schwere Unfälle oder Katastrophen; 
Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen. 

- Gutachten: 
  - Biotoptypenkartierung, Faunistische Kartierung und 

Artenschutzfachbeitrag Stufe 1: Gutachterliche Ein-
schätzung zur Betroffenheit der Belange des Arten-
schutzes gem. § 44 BNatSchG aus dem Jahr 2018; 
Kartierung der Biotoptypen, der Horst- und Höhlen-
bäume sowie der Artengruppen Fledermäuse, Vögel, 
Reptilien und Amphibien; Konfliktanalyse; Empfehlun-
gen für Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträch-
tigungen und zum Schutz planungsrelevanter Tierarten, 

  - Zwei aktualisierte Artenschutzbeiträge Stufe 1: Gut-
achterliche Einschätzung zur Betroffenheit der Belan-
ge des Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG für Gelsen-
kirchener bzw. Bochumer Stadtgebiet aus den Jahren 
2023 bzw. 2024; Überprüfung des Vorkommens pla-
nungsrelevanter Tierarten, Konfliktanalyse, Empfehlun-
gen für Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchti-
gungen und zum Schutz planungsrelevanter Tierarten, 

  - Flächenrisiko-Detailuntersuchung: Auswertung vor-
handener Daten und Untersuchung zu den Themen 
Altlasten, Abfall/Boden, Kampfmittel und Baugrund 
(bergbauliche Situation und Bergschadensgefähr-
dung); Gefahrenbeurteilung und orientierende abfall-
technische Beurteilung ggf. anfallender Aushub- 
massen im Zuge einer Bebauung, 

  - Kostenschätzung für entsorgungsbedingte Mehrauf-
wendungen nach der Flächenrisiko-Detailuntersuchung, 

  - Schalltechnische Vorstudie: Ermittlung und Beurtei-
lung von Geräuschimmissionen durch Verkehrs- und 
Gewerbelärm, 

  - Gefährdungsabschätzung in Bezug auf Altlasten an-
hand der Wirkungspfade Boden-Mensch, Boden-Nutz-
pflanze und Boden-Sickerwasser-Grundwasser sowie 
abfalltechnische Bewertung der Auffüllungsmaterialien, 

  - Ergänzende Gefährdungsabschätzung Altlasten/ 
Grundwasser für den Ostteil des ehemaligen Güter-
bahnhofs im Zusammenhang mit den Baumaßnah-
men zum Umbau des Wattenscheider Bachs. 

 
Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Be-
gründung mit Umweltbericht, Abwägungssynopse) sowie 
die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungsge-
meinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen werden in der Zeit vom 13.01. 
bis 13.02.2025 (einschließlich) im Internet veröffentlicht. 

Alle zu veröffentlichenden Unterlagen sowie der Inhalt 
der Bekanntmachung können auf den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen 
werden und sind darüber hinaus über das zentrale 
Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung. 
nrw.de/?lang=de zugänglich. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 
Planunterlagen im o. g. Zeitraum öffentlich zur Verfügung 
gestellt. Sie können in der Stadt Oberhausen an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 
Bereich 5-1 – Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 
 
Montag - Donnerstag:                          08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag:                                                 08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die Bereitstellung der Unter-
lagen zur Einsichtnahme in den anderen Städten der 
Planungsgemeinschaft sind den dortigen Bekannt-
machungen und den Internetseiten der Städteregion 
Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aen-
derungsverfahren.html) zu entnehmen oder bei der Ge-
schäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungsplan in 
Essen (Tel.: 0201 886-1210 bzw. 0201 886-1212) zu 
erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilen: 
 
Sebastian Specht 
Telefon: 0208 825-2609 
E-Mail: sebastian.specht@oberhausen.de 
 
Tanja Müller  
Telefon: 0208 825-3332 
E-Mail: tanja.mueller@oberhausen.de 
 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur 
Begründung und zum Umweltbericht können während 
der Veröffentlichungsfrist bis zum 13.02.2025 (ein-
schließlich) insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber 
auch schriftlich oder zur Niederschrift  
 
- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauord-

nung, Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungs-
plan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 
E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de, 

- bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 – Stadtplanung, 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
46145 Oberhausen 

- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben 
werden. 

 
Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben 
worden sind, können bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte ken-
nen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  
 
Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden 
geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 50 
Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen glei-
chem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch 
ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in 
das Ergebnis bei der Stadt Oberhausen während der 
Dienststunden ermöglicht wird. 
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Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter: http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html. 
 
Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine Ver-
einigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfah-
ren nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgeset-
zes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie 
im Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht 
rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 25.11.2024  
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Auf-
stellungsbeschlusses sowie der frühzeiti-
gen Beteiligung für das Änderungsver-
fahren 60 BO Technologiequartier - Ost-
erweiterung zum Gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan der Planungsgemeinschaft 
Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an 
der Ruhr und Oberhausen 
 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der 
Stadt Bochum. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat 
am 23.09.2024 gemäß § 2 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) die Auf-
stellung der Änderung 60 BO 
Technologiequartier - Osterweite-
rung zum Gemeinsamen Flächen-
nutzungsplan (GFNP) und die Ein-
leitung des entsprechenden Plan-
verfahrens beschlossen. 
 
Der ca. 6,7 ha große GFNP-Än-
derungsbereich liegt im Stadtteil 
Bochum-Querenburg. Er schließt 
sich östlich unmittelbar an das be-
stehende Technologiequartier an. 
Im Norden wird er begrenzt durch 
die Universitätsstraße, im Osten 
durch den Hustadtring und im Sü-
den durch eine Grünfläche zum 
Naturschutzgebiet Königsbüscher 
Wäldchen. 
 

Ziel der GFNP-Änderung ist es, die Entwicklung von 
Gewerbeflächen für technologieaffine Unternehmen, 
insbesondere für Unternehmen, die mit den auf dem 
Campus Bochum ansässigen Einrichtungen zusammen-
arbeiten, vorzubereiten, um die hohe Nachfrage nach 
entsprechenden Flächen zu decken. Hierzu wird parallel 
zu diesem Verfahren der Bebauungsplan Nr. 1039  
- Technologiequartier am Campus - aufgestellt. 
 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke der Planung und deren voraus-
sichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzei-
tig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Die Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungs-
plans hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im 
Rahmen des o. g. Änderungsverfahrens gemäß § 2  
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durchgeführt 
und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, 
Begründung mit Umweltbericht) werden in der Zeit vom 
13.01. bis 13.02.2025 (einschließlich) im Internet ver-
öffentlicht. 
 
Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen 
werden und sind darüber hinaus über das zentrale 
Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung. 
nrw.de/?lang=de zugänglich. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 
Planunterlagen im o. g. Zeitraum öffentlich zur Verfügung 
gestellt. Sie können in der Stadt Oberhausen an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden:  
Bereich 5-1 – Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 
 
Montag - Donnerstag:                          08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag:                                                 08:00 - 12:00 Uhr 
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Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in 
den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind 
den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten 
der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 886-1212 bzw. 0201 
886-1213) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilen: 
 
Sebastian Specht 
Telefon: 0208 825-2609 
E-Mail: sebastian.specht@oberhausen.de 
 
Tanja Müller  
Telefon: 0208 825-3332 
E-Mail: tanja.mueller@oberhausen.de 
 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur 
Begründung und zum Umweltbericht können während 
der Veröffentlichungsfrist bis zum 13.02.2025 (ein-
schließlich) insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber 
auch schriftlich oder zur Niederschrift  
 
- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauord-

nung, Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungs-
plan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 
E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de, 

- bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 – Stadtplanung, 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
46145 Oberhausen 

- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben 
werden. 

 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der 
Internetseite der Städteregion Ruhr 
2030 unter: http://www.staedtere-
gion-ruhr-2030.de/cms/aende-
rungsverfahren.html. 
 
Die Stellungnahmen aus der frühzei-
tigen Öffentlichkeitsbeteiligung kön-
nen zu einer Überarbeitung des Vor-
entwurfs der GFNP-Änderung füh-
ren, d. h. Planentwurfsänderungen 
aufgrund der frühzeitigen Beteili-
gung sind möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Oberhausen, 25.11.2024  
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für das Änderungsverfahren 
61 BO Campus Bochum – Rücknahme 
Süderweiterung zum Gemeinsamen Flä-
chennutzungsplan der Planungsgemein-
schaft Städteregion Ruhr der Städte 
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 
 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der 
Stadt Bochum. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 23.09.2024 ge-
mäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstel-
lung der Änderung 61 BO Campus Bochum – Rücknah-
me Süderweiterung zum Gemeinsamen Flächennut-
zungsplan (GFNP) und die Einleitung des entsprechen-
den Planverfahrens beschlossen. 
  
Der ca. 4,9 ha große GFNP-Änderungsbereich liegt im 
Stadtteil Bochum-Querenburg. Er schließt sich südlich 
unmittelbar an das Gelände der Hochschule Bochum mit 
der Fraunhofer-Einrichtung für Energieinfrastrukturen und 
Geothermie (IEG) an und reicht im Süden nicht ganz bis 
zu einer Streusiedlung, die sich entlang der Straße Auf 
dem Kalwes und der Kollegstraße erstreckt. Im Osten 
wird der Änderungsbereich durch die Straße Auf dem 
Kalwes begrenzt, im Westen durch den Waldbestand. 
 
Ziel der GFNP-Änderung ist es, durch die Rücknahme 
von Bauflächendarstellungen erhebliche Eingriffe in Na-
tur und Landschaft planerisch zu kompensieren, die mit 
der Osterweiterung des Technologiequartieres voraus-
sichtlich verbunden sein werden, und die Voraussetz-
ungen für eine Festsetzung als Naturschutzgebiet zu 
schaffen. Hierzu werden parallel die Bebauungspläne 
1031 - Naturschutzgebiet Kalwes/Grimberg - und  
Nr. 1042 - Auf dem Kalwes - aufgestellt. 
 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke der Planung und deren voraus-
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sichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzei-
tig besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Die Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungs-
plans hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im 
Rahmen des o. g. Änderungsverfahrens gemäß § 2  
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durchgeführt 
und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, 
Begründung mit Umweltbericht) werden in der Zeit vom 
13.01. bis 13.02.2025 (einschließlich) im Internet ver-
öffentlicht. 
 
Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen 
werden und sind darüber hinaus über das zentrale 
Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung. 
nrw.de/ ?lang=de zugänglich. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 
Planunterlagen im o. g. Zeitraum öffentlich zur Verfügung 
gestellt. Sie können in der Stadt Oberhausen an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 
Bereich 5-1 – Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 
 
Montag - Donnerstag:                         08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag:                                                08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in 
den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind 
den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten 
der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 886-1212 bzw. 0201 
886-1213) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilen: 
 
Sebastian Specht 
Telefon: 0208 825-2609 
E-Mail: sebastian.specht@oberhausen.de 
 
Tanja Müller  
Telefon: 0208 825-3332 
E-Mail: tanja.mueller@oberhausen.de 
 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur 
Begründung und zum Umweltbericht können während 
der Veröffentlichungsfrist bis zum 13.02.2025 (ein-
schließlich) insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber 
auch schriftlich oder zur Niederschrift  
 
- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauord-

nung, Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungs-
plan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 
E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de, 

- bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 – Stadtplanung, 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
46145 Oberhausen 

- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben 
werden. 

 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme ab-
geben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen 
Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirks-

vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter: http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html. 
 
Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung können zu einer Überarbeitung des Vor-
entwurfs der GFNP-Änderung führen, d. h. Planent-
wurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung 
sind möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 25.11.2024  
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung der frühzei-
tigen Beteiligung für das Änderungsver-
fahren 64 HER Jauerstraße zum Gemein-
samen Flächennutzungsplan der Pla-
nungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
der Städte Bochum, Essen, Gelsenkir-
chen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen 
 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der 
Stadt Herne. 
 
Der GFNP-Änderungsbereich 64 HER befindet sich in 
Herne im Stadtteil Herne-Süd und wird im Wesentlichen 
begrenzt durch die Jauerstraße im Westen, den Hölkes-
kampring im Norden, das Wohngebäude/Grundstück 
Hölkeskampring 88 im Osten und eine Grabelandfläche 
im Süden. Mit der GFNP-Änderung sollen die plane-
rischen Voraussetzungen für die Erweiterung des an der 
Jauerstraße 1 ansässigen Blumen- und Floristikhandels 
geschaffen werden. 
 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung und deren voraussicht-
liche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig be-
steht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, 
Begründung) werden in der Zeit vom 13.01. bis 
13.02.2025 (einschließlich) im Internet veröffentlicht. 
 
Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen 
werden und sind darüber hinaus über das zentrale 
Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung. 
nrw.de/?lang=de zugänglich. 
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Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 
Planunterlagen im o. g. Zeitraum öffentlich zur Verfügung 
gestellt. Sie können in der Stadt Oberhausen an den be-
hördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 
Bereich 5-1 – Stadtplanung, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer A 009. 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 
 
Montag - Donnerstag:                          08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag:                                                 08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in 
den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind 
den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten 
der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächen- 
nutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 886-1210 bzw. 0201  
886-1212) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilen: 
 
Sebastian Specht 
Telefon: 0208 825-2609 
E-Mail: sebastian.specht@oberhausen.de 
 
Tanja Müller  
Telefon: 0208 825-3332 
E-Mail: tanja.mueller@oberhausen.de 
 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans und 
zur Begründung können während der Veröffent- 
lichungsfrist bis zum 13.02.2025 (einschließlich) ins-
besondere elektronisch, bei Bedarf aber auch schriftlich 
oder zur Niederschrift 
 
- bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauord-

nung, Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungs-
plan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen, 
E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de, 

- bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 – Stadtplanung, 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
46145 Oberhausen 

- oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben 
werden. 

Die Namen der Personen, die eine 
Stellungnahme abgeben, werden 
in den Drucksachen für die öffent-
lichen Sitzungen der Räte, der 
Ausschüsse und der Bezirksver-
tretungen nicht aufgeführt, d. h. es 
erfolgt grundsätzlich eine anony-
misierte Wiedergabe der Stellung-
nahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme 
einreichen, werden die von Ihnen 
in diesem Rahmen bekannt gege-
benen personenbezogenen Daten 
bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion 
Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere 
Hinweise über die Datenverarbei-
tung und Ihre Rechte erhalten Sie 
auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter: 
http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfah-
ren.html. 
 
Die Stellungnahmen aus der früh-

zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer Über-
arbeitung des Vorentwurfs der GFNP-Änderung führen, 
d. h. Planentwurfsänderungen aufgrund der frühzeitigen 
Beteiligung sind möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 25.11.2024 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

1. Änderungssatzung vom 28.11.2024 zur 
Satzung über Erlaubnisse und Gebühren 
für Sondernutzungen an öffentlichen 
Straßen in der Stadt Oberhausen vom 
24.02.1998 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 
23.09.2024 folgende Satzung zur Änderung der Satzung 
über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen 
an öffentlichen Straßen in der Stadt Oberhausen vom 
24.02.1998 (Amtsblatt der Stadt Oberhausen Nr. 6 vom 
01.04.1998) beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in der Stadt 
Oberhausen vom 24.02.1998 (Amtsblatt der Stadt 
Oberhausen Nr. 6 vom 01.04.1998) wird wie folgt geän-
dert: Nach § 2 wird § 2a hinzugefügt: 
 

„§ 2 a 
SHARINGANGEBOTE 

 
Sharingangebote aus dem Mobilitätssektor (E-Scooter, 
E-Roller), die im öffentlichen Straßenraum bereitgestellt 
werden, können insbesondere um die Beeinträchtigung 
des öffentlichen Verkehrsraumes zu begrenzen, durch 
Kontingente und durch die Begrenzung der Anzahl der 
Anbietenden beschränkt werden. Die Kontingente kön-
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nen sich auch auf einen in der Sondernutzungserlaubnis 
definierten Bereich der Stadt Oberhausen beziehen.“ 
 

Artikel 2 
 
Im Gebührentarif zur Satzung über Erlaubnisse und Ge-
bühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen in 
der Stadt Oberhausen wird der Gebührentarif 14a neu 
eingeführt und die Gebühr entsprechend festgesetzt: 

 
Artikel 3 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der Bekannt-
machung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung/sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994, S. 666) in der 
zur Zeit gültigen Fassung können Verletzungen von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung/ 
sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf von 
sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Oberhausen, 28.11.2024 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3042129720 
 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde 
werden gemäß Teil 2 – Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassen-
gesetz für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei 
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
 
Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 03.12.2024 
 
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
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 Lfd.  
 Nr.

 
Art der Sondernutzung

 

 Zone I 
 in Euro

 

 Zone II 
 in Euro

 

 Zone III 
 in Euro

 

Mindest- 
gebühr

 

 

 14a

 

 Ausbringen von Verleih- 
 E-Scootern, E-Roller  
 etc. im Stadtgebiet  
 (pro Stück/monatlich)

 

 
 3,00

 

 
3,00

 

 
3,00

 

 
- - - - -



 

K 2671 

 
Postvertriebsstück 

 
- Entgelt bezahlt -  
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